
  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 2 

Kurztitel 

Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 

Kundmachungsorgan 

BGBl. Nr. 311/1985 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 122/2009 

Typ 

BG 

§/Artikel/Anlage 

§ 39a 

Inkrafttretensdatum 

01.01.2010 

Außerkrafttretensdatum 

24.05.2018 

Abkürzung 

StbG 

Index 

41/02 Staatsbürgerschaft, Pass- und Melderecht, Fremdenrecht, Asylrecht 

Text 

§ 39a. (1) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz dürfen personenbezogene Daten nur verwenden 
und speichern, soweit dies zur Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben erforderlich ist. 

(2) Die nach diesem Bundesgesetz zuständigen Behörden und Berufsvertretungsbehörden sind 
ermächtigt, Fremde, die die österreichische Staatsbürgerschaft beantragen, gemäß § 5 Abs. 3 
erkennungsdienstlich zu behandeln. 

(3) Die §§ 64 Abs. 1 bis 5, 65 Abs. 4 und 5 erster Satz sowie § 73 Abs. 7 des 
Sicherheitspolizeigesetzes (SPG), BGBl. Nr. 566/1991, gelten. 

(4) Die Behörde hat einen Fremden, den sie einer erkennungsdienstlichen Behandlung zu 
unterziehen hat, unter Bekanntgabe des maßgeblichen Grundes formlos hiezu aufzufordern. Kommt der 
Betroffene der Aufforderung nicht nach, ist er schriftlich, unter Hinweis auf die Folgen einer mangelnden 
Mitwirkung, ein weiteres Mal zur Vornahme der erkennungsdienstlichen Behandlung aufzufordern. 

(5) Die Behörden des Bundes, der Länder und Gemeinden, die Geschäftsstellen des 
Arbeitsmarktservice, sowie die Träger der Sozialversicherung, die rechtmäßig über Daten verfügen, sind 
ermächtigt und auf Anfrage verpflichtet, der Staatsbürgerschaftsbehörde diese Daten zu übermitteln, 
sofern diese für ein Verfahren zur Erteilung oder dem Verlust der Staatsbürgerschaft benötigt werden. 
Eine Verweigerung der Auskunft ist nicht zulässig. Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie für 
die Erfüllung des konkreten Zwecks nicht mehr benötigt werden. 
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(6) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz sind verpflichtet, personenbezogene Daten dem 
Bundesminister für Inneres im Einzelfall auf begründete Anfrage zur Verfügung zu stellen, soweit diese 
zur Erfüllung der ihm übertragenen Aufgaben erforderlich sind. 

(7) Erkennungsdienstliche Daten (§ 5 Abs. 3) sind von Amts wegen zu löschen, wenn 

 1. der Tod des Betroffenen bekannt wird, oder 

 2. seit der Verleihung der Staatsbürgerschaft sechs Jahre vergangen sind. 
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